
VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses

633

c) multilaterale rechtsetzende Verträge;

d) Verträge über die internationale Strafgerichtsbar-
keit;

e) Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsverträge
und Übereinkünfte betreffend Privatrechte;

f) Verträge zum internationalen Schutz der Men-
schenrechte;

g) Verträge über den internationalen Schutz der Um-
welt;

h) Verträge über internationale Wasserläufe und da-
mit zusammenhängende Installationen und Einrichtungen;

i) Verträge über Grundwasserleiter und damit zu-
sammenhängende Installationen und Einrichtungen;

j) Verträge, die Gründungsurkunden internationaler
Organisationen sind;

k) Verträge über die internationale Beilegung von
Streitigkeiten durch friedliche Mittel, darunter Vergleich,
Vermittlung, Schiedsspruch und gerichtliche Entscheidung;

l) Verträge über diplomatische und konsularische
Beziehungen.

RESOLUTION 66/100

Verabschiedet auf der 82. Plenarsitzung am 9. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/473,
Ziff. 14)59.

66/100. Die Verantwortlichkeit internationaler
Organisationen

Die Generalversammlung, 

nach Prüfung des Kapitels V des Berichts der Völker-
rechtskommission über ihre dreiundsechzigste Tagung60, das
den Entwurf von Artikeln über die Verantwortlichkeit inter-
nationaler Organisationen enthält, 

Kenntnis nehmend von dem Beschluss der Völker-
rechtskommission, der Generalversammlung zu empfehlen,
von dem Entwurf der Artikel über die Verantwortlichkeit in-
ternationaler Organisationen in einer Resolution Kenntnis zu
nehmen und ihn der Resolution als Anlage beizufügen sowie
zu einem späteren Zeitpunkt die Ausarbeitung eines Überein-
kommens auf der Grundlage des Entwurfs der Artikel zu er-
wägen61, 

betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung
und fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts ist, wie in
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Na-
tionen vorgesehen, 

feststellend, dass die Frage der Verantwortlichkeit inter-
nationaler Organisationen für die Beziehungen zwischen den
Staaten und internationalen Organisationen von großer Be-
deutung ist, 

Kenntnis nehmend von den Stellungnahmen der Regie-
rungen und den auf der sechsundsechzigsten Tagung der Ge-
neralversammlung im Sechsten Ausschuss geführten Erörte-
rungen zu diesem Thema62, 

1. begrüßt es, dass die Völkerrechtskommission ihre
Arbeit über die Verantwortlichkeit internationaler Organisa-
tionen abgeschlossen und den Entwurf von Artikeln sowie ei-
nen ausführlichen Kommentar zu dieser Frage verabschiedet
hat60; 

2. dankt der Völkerrechtskommission für den Bei-
trag, den sie auch weiterhin zur Kodifizierung und fortschrei-
tenden Entwicklung des Völkerrechts leistet; 

3. nimmt Kenntnis von den von der Völkerrechts-
kommission vorgelegten Artikeln über die Verantwortlich-
keit internationaler Organisationen, deren Wortlaut dieser
Resolution als Anlage beigefügt ist, und empfiehlt sie der
Aufmerksamkeit der Regierungen und internationalen Orga-
nisationen, unbeschadet der Frage ihrer künftigen Annahme
oder sonstiger geeigneter Maßnahmen; 

4. beschließt, den Punkt „Die Verantwortlichkeit in-
ternationaler Organisationen“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen, um unter an-
derem die Frage der den Artikeln zu gebenden Form zu prü-
fen.

Anlage

Die Verantwortlichkeit internationaler Organisationen

Erster Teil
Einleitung

Artikel 1
Geltungsbereich dieser Artikel

1. Diese Artikel finden Anwendung auf die völkerrechtli-
che Verantwortlichkeit einer internationalen Organisation für
eine völkerrechtswidrige Handlung.

2. Diese Artikel finden außerdem Anwendung auf die völ-
kerrechtliche Verantwortlichkeit eines Staates für eine völ-
kerrechtswidrige Handlung im Zusammenhang mit dem Ver-
halten einer internationalen Organisation.

59 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der
Vertreterin Thailands im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorge-
legt.
60 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 10 (A/66/10). 

61 Ebd., Ziff. 85. 
62 Ebd., Sixth Committee, 18. bis 28. und 30. Sitzung (A/C.6/66/SR.18-28
und 30) und Korrigendum. 
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2. Absatz 1 umfasst auch die Verletzung jeder völkerrecht-
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Artikel 18
Verantwortlichkeit einer internationalen Organisation, die 
Mitglied einer anderen internationalen Organisation ist

Unbeschadet der Artikel 14 bis 17 entsteht völkerrecht-
liche Verantwortlichkeit einer internationalen Organisation,
die Mitglied einer anderen internationalen Organisation ist,
außerdem in Bezug auf eine Handlung dieser anderen Organi-
sation unter den in den Artikeln 61 und 62 genannten Bedin-
gungen für Staaten, die Mitglied einer internationalen Organi-
sation sind.

Artikel 19
Wirkung dieses Kapitels

Dieses Kapitel lässt die völkerrechtliche Verantwort-
lichkeit des Staates oder der internationalen Organisation, die
die betreffende Handlung begeht, oder jedes anderen Staates
oder jeder anderen internationalen Organisation unberührt.

Kapitel V
Umstände, welche die Rechtswidrigkeit ausschließen

Artikel 20
Einwilligung

Die gültige Einwilligung eines Staates oder einer inter-
nationalen Organisation in die Begehung einer bestimmten
Handlung durch eine andere internationale Organisation
schließt die Rechtswidrigkeit dieser Handlung in Bezug auf
den Staat oder die erstere Organisation aus, soweit die Hand-
lung im Rahmen dieser Einwilligung bleibt.

Artikel 21
Selbstverteidigung

Die Rechtswidrigkeit der Handlung einer internationa-
len Organisation ist ausgeschlossen, wenn und soweit es sich
bei der Handlung um eine rechtmäßige Maßnahme der Selbst-
verteidigung im Einklang mit dem Völkerrecht handelt.

Artikel 22
Gegenmaßnahmen

1. Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ist die Rechtswidrig-
keit einer Handlung einer internationalen Organisation, die
mit einer völkerrechtlichen Verpflichtung gegenüber einem
Staat oder einer anderen internationalen Organisation nicht
im Einklang steht, ausgeschlossen, wenn und soweit die
Handlung eine Gegenmaßnahme darstellt, die entsprechend
den im Völkerrecht vorgesehenen materiellen und verfah-
rensmäßigen Bedingungen ergriffen wird, einschließlich der-
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Artikel 35
Restitution

Eine für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwort-
liche internationale Organisation ist verpflichtet, Restitution
zu leisten, das heißt den vor der Begehung der Handlung herr-
schenden Zustand wiederherzustellen, sofern und soweit die
Restitution

a) nicht tatsächlich unmöglich ist;

b) nicht mit einer Belastung verbunden ist, die außer
allem Verhältnis zu dem Nutzen steht, der durch Restitution
anstelle von Schadenersatz entsteht.

Artikel 36
Schadenersatz

1. Die für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwort-
liche internationale Organisation ist verpflichtet, den durch
die Handlung verursachten Schaden zu ersetzen, soweit die-
ser Schaden nicht durch Restitution wiedergutgemacht wird.

2. Der Schadenersatz umfasst jeden finanziell messbaren
Schaden, einschließlich des entgangenen Gewinns, soweit ein
solcher ermittelt wird.

Artikel 37
Genugtuung

1. Die für eine völkerrechtswidrige Handlung verantwort-
liche internationale Organisation ist verpflichtet, für den
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Vierter Teil
Durchsetzung der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit 
einer internationalen Organisation

Kapitel I
Geltendmachung der Verantwortlichkeit einer
internationalen Organisation

Artikel 43
Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch einen
verletzten Staat oder eine verletzte internationale
Organisation

Ein Staat oder eine internationale Organisation ist be-
rechtigt, als verletzter Staat beziehungsweise verletzte inter-
nationale Organisation die Verantwortlichkeit einer anderen
internationalen Organisation geltend zu machen, wenn die
Verpflichtung, die verletzt wurde,

a) allein gegenüber diesem Staat oder der ersteren in-
ternationalen Organisation besteht;

b) gegenüber einer Gruppe von Staaten oder interna-
tionalen Organisationen, die diesen Staat oder die erstere in-
ternationale Organisation einschließt, oder gegenüber der ge-
samten internationalen Gemeinschaft besteht und die Verlet-
zung der Verpflichtung

i) speziell diesen Staat oder diese internationale Or-
ganisation betrifft oder

ii) so beschaffen ist, dass sie die Lage aller anderen
Staaten und internationalen Organisationen, gegenüber
denen die Verpflichtung besteht, hinsichtlich der weite-
ren Erfüllung der Verpflichtung grundlegend ändert.

Artikel 44
Anzeige des Anspruchs durch den verletzten Staat oder die 
verletzte internationale Organisation

1. Machen der verletzte Staat oder die verletzte internatio-
nale Organisation die Verantwortlichkeit einer anderen inter-
nationalen Organisation geltend, so zeigen sie dieser Organi-
sation ihren Anspruch an.

2. Der verletzte Staat oder die verletzte internationale Or-
ganisation kann insbesondere angeben,

a) welches Verhalten die verantwortliche internatio-
nale Organisation befolgen soll, um die völkerrechtswidrige
Handlung, sofern sie andauert, zu beenden;

b) in welcher Form die Wiedergutmachung nach den
Bestimmungen des Dritten Teils erfolgen soll.

Artikel 45
Zulässigkeit von Ansprüchen

1. Ein verletzter Staat kann die Verantwortlichkeit einer
internationalen Organisation nicht geltend machen, wenn der
Anspruch nicht im Einklang mit den anwendbaren Regeln
über die Nationalität von Ansprüchen geltend gemacht wird.

2. Findet die Regel über die Erschöpfung der innerstaatli-
chen Rechtsmittel auf einen Anspruch Anwendung, so kann
der verletzte Staat oder die verletzte internationale Organisa-
tion die Verantwortlichkeit einer anderen internationalen Or-

ganisation nicht geltend machen, wenn nicht alle verfügbaren
und wirksamen Rechtsmittel erschöpft wurden.

Artikel 46
Verlust des Rechts, die Verantwortlichkeit einer
internationalen Organisation geltend zu machen

Die Verantwortlichkeit einer internationalen Organisa-
tion kann nicht geltend gemacht werden,

a) wenn der verletzte Staat oder die verletzte interna-
tionale Organisation wirksam auf den Anspruch verzichtet
hat;

b) wenn aufgrund des Verhaltens des verletzten Staa-
tes oder der verletzten internationalen Organisation anzuneh-
men ist, dass er oder sie wirksam in das Erlöschen seines be-
ziehungsweise ihres Anspruchs eingewilligt hat.

Artikel 47
Mehrheit verletzter Staaten oder internationaler
Organisationen

Werden mehrere Staaten oder internationale Organisa-
tionen durch dieselbe völkerrechtswidrige Handlung einer in-
ternationalen Organisation verletzt, so kann jeder verletzte
Staat und jede verletzte internationale Organisation gesondert
die Verantwortlichkeit der internationalen Organisation für
die völkerrechtswidrige Handlung geltend machen.

Artikel 48
Verantwortlichkeit einer internationalen Organisation 
und eines oder mehrerer Staaten oder internationaler
Organisationen

1. Sind eine internationale Organisation und ein oder meh-
rere Staaten oder andere internationale Organisationen für
dieselbe völkerrechtswidrige Handlung verantwortlich, so
kann in Bezug auf diese Handlung die Verantwortlichkeit ei-
nes jeden Staates und einer jeden Organisation geltend ge-
macht werden.

2. Eine subsidiäre Verantwortlichkeit kann insoweit gel-
tend gemacht werden, als die Geltendmachung der primären
Verantwortlichkeit nicht zu einer Wiedergutmachung geführt
hat.

3. Die Absätze 1 und 2

a) gestatten einem verletzten Staat oder einer verletz-
ten internationalen Organisation nicht, einen Schadenersatz
zu erlangen, der den erlittenen Schaden übersteigt;

b) berühren nicht ein Recht des Wiedergutmachung
leistenden Staates oder der Wiedergutmachung leistenden in-
ternationalen Organisation, bei den anderen verantwortlichen
Staaten oder internationalen Organisationen Rückgriff zu
nehmen.

Artikel 49
Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch einen
anderen Staat oder eine andere internationale
Organisation als den verletzten Staat oder die verletzte
internationale Organisation

1. Ein anderer Staat oder eine andere internationale Orga-
nisation als der verletzte Staat oder die verletzte internationa-
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le Organisation ist berechtigt, die Verantwortlichkeit einer
anderen internationalen Organisation nach Absatz 4 geltend
zu machen, wenn die Verpflichtung, die verletzt wurde, ge-
genüber einer Gruppe von Staaten oder internationalen Orga-
nisationen besteht, die den Staat oder die Organisation ein-
schließt, von denen die Verantwortlichkeit geltend gemacht
wird, und die zum Schutz eines kollektiven Interesses der
Gruppe gegründet wurde.

2. Ein anderer Staat als der verletzte Staat ist berechtigt,
die Verantwortlichkeit einer internationalen Organisation
nach Absatz 4 geltend zu machen, wenn die Verpflichtung,
die verletzt wurde, gegenüber der gesamten internationalen
Gemeinschaft besteht.

3. Eine andere internationale Organisation als die verletzte
internationale Organisation ist berechtigt, die Verantwortlich-
keit einer anderen internationalen Organisation nach Absatz 4
geltend zu machen, wenn die Verpflichtung, die verletzt wur-
de, gegenüber der gesamten internationalen Gemeinschaft be-
steht und wenn der Schutz des der verletzten Verpflichtung
zugrundeliegenden Interesses der gesamten internationalen
Gemeinschaft in den Aufgabenbereich der internationalen
Organisation fällt, die die Verantwortlichkeit geltend macht.

4. Ein Staat oder eine internationale Organisation, der oder
die nach den Absätzen 1 bis 3 berechtigt ist, die Verantwort-
lichkeit geltend zu machen, kann von der verantwortlichen in-
ternationalen Organisation verlangen,

a) im Einklang mit Artikel 30 die völkerrechtswidri-
ge Handlung zu beenden sowie Zusagen und Garantien der
Nichtwiederholung zu geben und

b) die Verpflichtung zur Wiedergutmachung nach
dem Dritten Teil zugunsten des verletzten Staates, der ver-
letzten internationalen Organisation oder der Begünstigten
der Verpflichtung, die verletzt wurde, zu erfüllen.

5. Die in den Artikeln 44, 45 Absatz 2 und 46 genannten
Bedingungen für die Geltendmachung der Verantwortlichkeit
durch einen verletzten Staat oder eine verletzte internationale
Organisation finden Anwendung auf die Geltendmachung der
Verantwortlichkeit durch einen Staat oder eine internationale
Organisation, der oder die nach den Absätzen 1 bis 4 dazu be-
rechtigt ist.

Artikel 50
Anwendungsbereich dieses Kapitels

Dieses Kapitel berührt nicht das Recht einer Person oder
Stelle, die weder ein Staat noch eine internationale Organisa-
tion ist, die völkerrechtliche Verantwortlichkeit einer interna-
tionalen Organisation geltend zu machen.

Kapitel II
Gegenmaßnahmen
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2. Der verletzte Staat oder die verletzte internationale Or-
ganisation, die Gegenmaßnahmen ergreifen, sind nicht von
den Verpflichtungen entbunden,

a) die ihnen nach einem Streitbeilegungsverfahren
obliegen, das zwischen ihnen und der verantwortlichen inter-
nationalen Organisation Anwendung findet;

b) die Unverletzlichkeit der Organe oder Beauftrag-
ten der verantwortlichen internationalen Organisation und der
Räumlichkeiten, Archive und Dokumente dieser Organisa-
tion zu achten.

Artikel 54
Verhältnismäßigkeit von Gegenmaßnahmen

Gegenmaßnahmen müssen in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem erlittenen Schaden stehen, wobei die Schwere
der völkerrechtswidrigen Handlung und die betreffenden
Rechte zu berücksichtigen sind.

Artikel 55
Bedingungen für die Anwendung von Gegenmaßnahmen

1. Bevor der verletzte Staat oder die verletzte internationa-
le Organisation Gegenmaßnahmen ergreifen, 

a) haben sie die verantwortliche internationale Orga-
nisation im Einklang mit Artikel 44 aufzufordern, die ihr nach
dem Dritten Teil obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen; 

b) haben sie der verantwortlichen internationalen Or-
ganisation jeden Beschluss, Gegenmaßnahmen zu ergreifen,
zu notifizieren und ihr Verhandlungen anzubieten.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 Buchstabe b können der ver-
letzte Staat oder die verletzte internationale Organisation die
dringlichen Gegenmaßnahmen ergreifen, die zur Wahrung ih-
rer Rechte erforderlich sind.

3. Gegenmaßnahmen dürfen nicht ergriffen werden, und
bereits ergriffene Gegenmaßnahmen müssen ohne schuldhaf-
tes Zögern suspendiert werden, 

a) wenn die völkerrechtswidrige Handlung nicht län-
ger andauert und 

b) wenn die Streitigkeit vor einem Gericht anhängig
ist, das befugt ist, für die Parteien bindende Entscheidungen
zu fällen.

4. Absatz 3 findet keine Anwendung, wenn die verant-
wortliche internationale Organisation die Streitbeilegungs-
verfahren nicht nach Treu und Glauben anwendet.

Artikel 56
Beendigung der Gegenmaßnahmen

Gegenmaßnahmen sind zu beenden, sobald die verant-
wortliche internationale Organisation die ihr nach dem Drit-
ten Teil obliegenden Verpflichtungen in Bezug auf die völ-
kerrechtswidrige Handlung erfüllt hat.

Artikel 57
Ergreifung von Maßnahmen durch andere Staaten oder 
andere internationale Organisationen als den verletzten 
Staat oder die verletzte Organisation

Dieses Kapitel berührt nicht das Recht eines Staates
oder einer internationalen Organisation, der oder die nach Ar-
tikel 49 Absätze 1 bis 3 berechtigt ist, die Verantwortlichkeit
einer anderen internationalen Organisation geltend zu ma-
chen, rechtmäßige Maßnahmen gegen diese Organisation zu
ergreifen, um die Beendigung der Verletzung und die Wie-
dergutmachung zugunsten des verletzten Staates, der verletz-
ten Organisation oder der Begünstigten der Verpflichtung, die
verletzt wurde, sicherzustellen.

Fünfter Teil
Verantwortlichkeit eines Staates im Zusammenhang mit 
dem Verhalten einer internationalen Organisation

Artikel 58
Beihilfe oder Unterstützung durch einen Staat bei der
Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung durch
eine internationale Organisation

1. Ein Staat, der einer internationalen Organisation bei der
Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung Beihilfe leis-
tet oder Unterstützung gewährt, ist dafür völkerrechtlich ver-
antwortlich, 

a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völker-
rechtswidrigen Handlung tut und 

b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre,
wenn er sie selbst beginge.

2. Eine von einem Mitgliedstaat einer internationalen Or-
ganisation im Einklang mit den Vorschriften der Organisation
begangene Handlung löst als solche nicht die völkerrechtliche
Verantwortlichkeit dieses Staates nach Artikel 58 aus.

Artikel 59
Leitung und Kontrolle durch einen Staat bei der Begehung 
einer völkerrechtswidrigen Handlung durch eine
internationale Organisation

1. Ein Staat, der eine internationale Organisation bei der
Begehung einer völkerrechtswidrigen Handlung leitet und sie
kontrolliert, ist für diese Handlung völkerrechtlich verant-
wortlich, 

a) wenn er dies in Kenntnis der Umstände der völker-
rechtswidrigen Handlung tut und 

b) wenn die Handlung völkerrechtswidrig wäre,
wenn er sie selbst beginge.

2. Eine von einem Mitgliedstaat einer internationalen Or-
ganisation im Einklang mit den Vorschriften der Organisation
begangene Handlung löst als solche nicht die völkerrechtliche
Verantwortlichkeit dieses Staates nach Artikel 59 aus.
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Artikel 60
Nötigung einer internationalen Organisation durch einen 
Staat

Ein Staat, der eine internationale Organisation nötigt, ei-
ne Handlung zu begehen, ist für diese Handlung völkerrecht-
lich verantwortlich, 

a) wenn die Handlung bei Abwesenheit von Nöti-
gung eine völkerrechtswidrige Handlung der genötigten inter-
nationalen Organisation wäre und 

b) wenn der nötigende Staat dies in Kenntnis der Um-
stände der Handlung tut.

Artikel 61
Umgehung völkerrechtlicher Verpflichtungen eines
Mitgliedstaats einer internationalen Organisation

1. Ein Mitgliedstaat einer internationalen Organisation
wird völkerrechtlich verantwortlich, wenn er unter Ausnut-
zung der Tatsache, dass die Organisation Zuständigkeit in Be-




